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 I .  Anmeldung        
  

 TOP: 4.0 

 

Jugendhilfeausschuss 

Sitzungsdatum 17.12.2015 

öffentlich 

Betreff: 
Minderjährige Flüchtlinge - Erste Erfahrungen zur Gesetzesinitiative und aktueller Stand in 
Nürnberg 

Anlagen: 
      

Bisherige Beratungsfolge: 

Gremium Sitzungsdatum Bericht 
Abstimmungsergebnis 

angenommen abgelehnt vertagt/verwiesen 

                

                

Sachverhalt (kurz): 
Zum 1. November 2015 wurde die Gesetzesinitiative zur Verbesserung der Unterbringung, 
Versorgung und Betreuung ausländischer Kinder und Jugendlicher beschlossen. Ziel der neuen 
Gesetzesinitiative war es, die Situation junger Flüchtlinge deutschlandweit zu verbessern und ihre 
Rechte zu stärken. Das Gesetz regelt eine bundesweite Aufnahmepflicht der Länder, die sich am 
Kinderwohl und dem besonderen Schutzbedürfnis von unbegleiteten Minderjährigen ausrichtet.   
 
Zu den ersten Erfahrungen und der aktuellen Situation der minderjährigen Flüchtlinge in Nürnberg 
wird mündlich berichtet. 
 
Bezug zum Orientierungsrahmen für eine nachhaltige Jugend-, Familien-, Bildungs- und Sozialpolitik: 
Leitlinie 3: Rechte von Kinder und Jugendlichen durchsetzen 
Leitlinie 7: Bürgerschaftliches Engagement stärken 
Leitlinie 9: Integration von Migrantinnen und Migranten unterstützen. 

Beschluss-/Gutachtenvorschlag: 
entfällt, da Bericht 

1a. Finanzielle Auswirkungen: 

  Nein  
 

  
 

Noch offen, weil 
        Ja  

Kosten: 

  noch nicht bezifferbar 

Gesamtkosten       € Folgekosten pro Jahr davon pro Jahr X  

davon investiv       €   begrenzter Zeitraum Sachkosten       € 

davon konsumtiv       €   dauerhaft Personalkosten       € 
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1b. Haushaltsmittel/Verpflichtungsermächtigungen sind bereitgestellt: 

    Nein Abstimmung mit Stk (siehe Punkt 4) erforderlich 

  Ja Betrag:       € Profitcenter / Investitionsauftrag:       

2a. Auswirkungen auf den Stellenplan: 

  Nein  

  Ja im Umfang von       Vollkraftstellen (weiter bei 2b) 

2b. Deckung vorhanden: 

  Nein Abstimmung mit OrgA (siehe Punkt 4) erforderlich 

  Ja Stellen-Nr.       

3a. Prüfung der Genderrelevanz durchgeführt: 

  Nein  

  Ja  

3b. Geschlechterrelevante Auswirkungen: 

  Nein  

  Ja:    

4. Abstimmung ist erfolgt mit: 
 

   

 

Ref. I / OrgA 

 

  Deckungsvorschlag akzeptiert 

  keine Stellendeckung vorhanden 

  Einbringung in das Stellenschaffungsverfahren 

 

   

 

Ref. II / Stk 

 

  Deckungsvorschlag akzeptiert 

  keine Haushaltsmittel vorhanden 

  Ein Finanzierungsvorschlag ist noch zu erarbeiten 

 

   RA (verpflichtend bei Satzungen und Verordnungen) 

         

         

         

 
 II. Herrn OBM      
 
 III. Ref. V 

Nürnberg, 27.11.2015 
Prölß 
 
 
 
 (5500) 
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